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Republik Osterreich 
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Präs.~m_.~~~' ~~ni. 1971 

9.Juni 1971 " il.24.349-PrM/71 
Parlamentarische Anfrage Nr.583/J 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 

,1 Dipl. lng. Karl 1tIAIillBRUNNER 

Parlament 
1010 VI i e n 

Am 5.Mai 1971 haben die Abgeordneten zum Nationalrat KERN 
und Genossen unter der Nr. 583/J an mich eine Anfrage, betreffend 
aen,Bericht der Bundesregierung li~er die Vergabe von Subventionen 
im Jahre 1969, gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: 

"Die Anfragebeantwortung 481/AB des Herrn Bundeskanzlers 
zur Anfrage 454/J der Abgeordneten Kern und Genossen, betreffend 
den Bericht der Bundesregierung über die Vergabe von Subventionen 
im Jahre 1969 birgt zahlreiche Widersprüche und Unklarheiten 
in sich, insbesondere auch im Hinblick atif die seinerzeitige 
Anfragebeantwortung 343/AB. 
Die unterzeichneten Abgeo~dneten mußten den Eindru6k gewinnen, 
daß die Bundesregierung bei Erstellung des sogenannten Subven­
tionsberichtes keinerlei einheitliche Vorstellung über den. 
diesem Bericht zugrundeliegendenSubventionsb~griffbesaß,'~och 
daß sie heute eine solche besitzt. 
Zur Aufhellung 'des gesamten Sachverhaltes richten die unter­
zeichneten Abgeordnet~n daher an den Herrn Bundeskanzler folgende 

A n fra g e : 

1 )Welchengenauen Wor,tlaut (Fotokopie) hat das Rundschreiben 
des Bundesmiriisteriums für Finanzen an die Ressorts vom· 
,8.6.1970, ZI.106.932-I/70 ? 

2) In Ihrer Antwort 343/AB vom 2.Februar 1971, Seite 3 und 4 
sagen Sie ausdrlicklich, daß laut Rundschreiben des Bundes­
ministeriums fUr Finanzen "die Ausgaben der Ansätze Förde­
rungsausgaben / gesetzliche 'Verpflichtungen in-die Subven~ 

tionsübersicht einzubeziehen" waren und. daß "das Eundes-

. /. 
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ministerium für sozüüe Verwaltung die Aufnahme' der Auf­
wendungen nach dem Krankenanstaltengesetz sowie verschi~­
.dener Förderungsermessensausgaben abg~lehnt habe, da nach 
seinem Dafürhalten in diesen Fällen kein echter Subventions-. 
tatbestand gegeben sei." 
In Ihrer späteren Anfrage;1beantwortung 481/ AB vom 1.April 1971 
hingegen führen Sie die vom Sozialminister entgegen dem Rund­
schreiben des' Finanzministeriums nicht angegebenen Subventionen 
an und führen· jedoch weiter aus, daß diese Förderungsansätze 
angeblich "seit jeher einvernehmlich mit dem Bundesministeriu'm 

fürFi~anz~n nicht a~8 Ansä~ze für Subventionen im eigent­
lichen Sinn angesehen ll wurden. 
Wenn diese Ansätze seit jeher nicht als Subventionen im 
eigentlichen Sinn angesehen wurden, weshalb wurde dann vom 
Bundesministeriumfür Finanzen ein gegenteiliges Rundschrei­
ben erlassen ? 

3) In Ihrer Anfragebeantwortung 343/AB führen Sie auf Seite 3 aus, 
daß "in den Subventionsbericht Geldzuwendungen an Dritte ohne 
unmittelbare Gegenleistung sowie ohne Rückzahlungsverpflich­
tung bei ordnungsgemäßer Verwendung der Subvention aufgenommen" 
wurden, wobei dem "finanztechnischen Förderungsbegriff der 
Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz fl insofern gefolgt wurde, 
"als es sich um Zuschüsse an Dritte zur Erfüllung wirtschaft­
licher, kultureller, sozialer und sportlicher Aufgaben handelt •. 
Nach dieser Definition hätten~lle im Bundesfinanzgesetz mit 
der Unterteilung sechs (F5rderungsausgaben-ZuschUsse)(Er­
messenskredite) bezeichneten Ansätze in den Subventionsbe­
richt aufgenommen werden müssen. 
Auf die unsystematische und anscheinend willkürliche Auswahl 
einzelner Posten zwecks Aufnahme tri den sogenannten Subyentions­
b~richt aufmerksam gemacht, behaupten Sie nun in Ihrer Anfrage­
beantwortung 481/AB, daß die vom Sozialminister nicht aufge­
nommenen Subventionen keine Subventionen im eigentlichen Sinn 
s.e ien. 
Diese Aussage steht in krassem Widerspruch zu der in Ihrer 
AnfrageY1beantwortung43i+/AB, zu Frage 1 und 2 gegebenen Sub­
ventionsdefinition - wobei damals ausdrUcklieh nach dem 
diesem Be:r.ipht zuq;rundeliegenden Subventi.onsbegriff gefragt 
worden war - nach der diese Ansätze alle in den Bericht 

558/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 6

www.parlament.gv.at



3 

aufgenommen hätten werelen müssen. Von Subventionen im 
eigentlichen ~nd nichteigentlichen Sinn war dort nicht die 

Rede. 
Wie erklären Sie diesen Widerspruch ? 

4) In Ihrer Anfragebeantwortung 481/AB Punkt 3 fUhren Sie aus, 
daß die Zahlungen ZUJTI Anleihedienst der Wohnbaufonds (Unter­
teilung 4, F5rderungsabgaben) (Gesetzliche Verpflichtungen) 
vom Bundesminister für Bauten und Technik deshalb nicht inden 
sogenannten Subventionsbericht aufgenommen wurden, weil es 
sich dabei um Verpflichtungen des Bundes handelt und diese 
Zahlungen daher keine Subventionen darstellen. 
Entgegen dieser Definition haben Sie jedoch z.B. beim Kapitel 
Land- un.d Forstwirtschaft den Ansatz 62124 Zuschuß zum Ge-" 
barungsabgang des rülchwirtschaftsfonds -- auch hier handelt 

es sich um eine gesetzliche ,:y.erp.flic!ltu,ng des Bundes - in 
den Bericht aufgenommen. 
a) Wie erklären Sie diesen Widerspruch ? 

b) Welche Ansätze auf Grund von Verpflichtungen des Bundes 
haben Sie außer dem Ansatz 62124 entgegen Ihrer in der 
Anfragebeantwortung 4B1/AB unter Punkt 3 gegebenen De­
finition in den sogenannten Subventionsbericht noch auf­
genommen 'P 

c) Warum wurden gerade diese Ansätze aufgenommen? 

5) Sie fUhren in Ihrer Anfragebeantwortung 481/AB unter Punkt 6 
aus ,daß sich die Mitglieder der Bundesregierung darUber ge-­
einigt hätten, daß die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen 
ge\'lährten und eheI' "Kostenersatzcharakter aufweisenden Aus­
gaben" nicht in den Subventionsbericht aufzunel'h'TIen. sind •. 
a) \'las 8 ind 11 eher Kostenersatzcharakter a uf\ve i.sende Ausgaben"? 

(Geben Sie die dem Ministerratsbeschluß vom 27.0ktober 1970 
dafür zugrundegelegte Definition an) 

b) Welcher Unterschied besteht nach Auffassung der Bundes­
regi.erung zwischen Subventio~Q.l dle 11 eher Kostenersatz-­
charakter aufweisen", und solchen, die von vornherein 
beim Sub~entionsempfänger keine oder geringe Kosten ent­
stehen lassen ? 
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6) In Ihrer Anfragebeantwortung 481/AB, Seite 5 Punkt 7 fUhren 
Sie aus, daß Sie den Bericht nur deshalb nicht auf eine 
wissenschaftliche Grundlage, die eine fundierte Aussage über 
die echt-Begünstigten beinhaltet hätte, erstellt haben, weil 
dies eine mehr als eine halbjährige Verzögerung der Vorlage 
dieses Berichtes im Parlament verursacht hätte. Durch die 
mangelhafte Erstellung dieses keinen wahren Aussagewert ent­
haltenden Berich~es, liegt dieser jedoch jetzt ebenfalls be­
reits ein halbes Jahr im Hause. 
Welche Motive, außer politische und propagandistische, waren 
dafür maßgeblich, daß Sie diesen Bericht, der keinerlei Aus­
sagefähigkeit über die Echtbegünstigten enthält und ohne 
w~ssenschaftliche Grundlage erstellt worden is~ dem Parlament 
so vorschnell zugeleitet haben ?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage .wie folgt zu beantworten: 

Zu Frao;e 1 : 
Eine Lithographie des Rundscllreibens des Bundesministeriums 

iUr Finanzen an die Ressorts vom 8.Juni 1970, ZI.106.932-I/70, 
ist angeschlosseq. 

Zu Frage 2 : 
In dem unter Punkt 1 angeführten Rundschreiben des Bundes­

ministeriums fUr lt'inanzen zur Erfassung der Förderungsausgaben 
mußte aus Zweckmäßigkeitsgründen mit generellen Normen gearbeitet 
werden, während für die Aufnahme in den Subventionsbericht die 
dargelegten speziellen Gesichtspunkte entscheidend waren. 

Zu Frage /. : 
Die fUr die generelle Erfassung der Subventionsausgaben auf­

gestellten Grundsätze schließen nicht aus, daß gewisse Ausgaben 
nicht einbezogen wurden, weil sie nicht als echte Subventions­
tatbestände angesehen wurden. 

Zu Frage 4 : 
Die unterschtedliche Behandlung der gegenständlichen Aus­

gaben des Bundes erklärt sich aus den unterschiedlichen Textie­
rungen der zuständigen Bundesgesetze. Bezüglich der \'Tohnbaufon,ds 
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ermächtigten szt. die Bundesfinanzgesetze den Bundesminister fUr 

Finanzen, 23. hl n~r;sverl~1}' icht uugen in Höhe des Z insen- und· T il-· 
gungsdienstes zu übernehmen. Hingegen ermächtigte das Bundes-

'gesetz vom 22.Jänner 1969, BGBI.Nr.55, den Bundesminister für 
Finanzen, einen ZuschuB'zum Gebarungsabgang zu gewlihren. Die 
Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen wurde vom Bundesminister 
für Bauten und Technik nicht:alsSubventionsgewährung angesehen. 

Außerdem sind noch folgende Ansätze "F"örderungsausgaben/ 
Gesetzliche Verpflichtungen". im Subventionsbericht enthalten . 

. 1 /50204 
1/50214 
1 /50264 
1/50284-
1/50294 

1/5304-4-
1/65264-

"Hagelversicherung ll 

"Versicherungswiederaufbau" 
"Zahlungen die VOEST" 
"Schuldübernahme AWGII 
ilZuschuß an di.e Entwicklungs- und Erneuerungsfonc1s 

·Ges.m.b.H.1l 
"Theatergemeinden ll 

IIUnterstützung nicht bundeseigener Haupt- und 
NebenbahnenIl 

Die~e Anslitze 0urden liber Antrag der zuständigen Ressorts 
~n den Bericht aufgenommen. 

Zu Fr~u-=-
"Eher Kostenersatzcharakter aufweisende Ausgaben!! liegen d.ann 

vor, \'lenn private Haushalte, nicht auf Gewinn berechnete Instit.utio 
nen oder 'vlirtschaftl iehe Unternehmungen e:i nen genau best ir:l:-.c.ten 
Aufwand vorn Bund ersetzt beko!J1.J'U,en, wie z. B. für 1'lehrkosten im Zuge 
von Winterarbeiten, weiters.Ausgaben für Schulungs:naßnah:.~er:, 1>:x­

Ausstattung mit Berufskleidung und Werkzeugen oder flir Ausspeisungs 
zwecke. 

Wenn jedoch dieser Kostenersatzcharakter nicht so sehr ge­
geben ist und }'ii ttel zur Erzielung e ines·bestimmten Z\T.T8c~es auf 
Grund globaler Schä~~ung~n beansprucht werden, liegen Ausgaben 
der 2. Gruppe der Förderungsausgaben \-or. 

Z'u Frar,-8 6 
Durch die Vorlage eines Berichtes mit den Grundlagendaten 

Uber die Subventionsgewlihrungeri sollten dieezahlreichen Initiative~ 
des Nationalrates auf diesem Gebiete unterstützt und Anregungen 

für entsprechende Ausarbeitungen gegeben werden. 

- , . 

\-""" ' 
":<r' 
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Bundesministerium für Finanzen' 

Zlo, 1060932,··1/70 

SubventlOD.sbe~icht der Bundos-- . 
regierung 0 

. , , 

,I 

. ' 

das Bundeskanzleramt') BundG3ministerium für Inneres,' Bundes~ 
ministerium für Unterricht, Bunclesministeriurn für soziale 
Verwaltung, Bundesministerium für Aus'..·,ärtige AngelegeTl..hei tcm, . 
Bundesministerium für Justiz, Bundesministeriuw für Landes- . 
verteidigunG, Bundcsministeriu:J für Land··- und Ii'orstwirtschaft, 
13undesministeriurn für Handel, GCHeroc und Industrie, Bunde.,s­
ministerium für Bauten und Technik, Bundesministerium für 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen" 

Die Bu.ndesregierung beabsichtigt, im Herbst 1970 dem 

Nationalrat über die imJDhrc 1,969 ge1;.läln~ton, doSe. die tatsächlic.h 

gezahlten, Subventionen einen Bericht vorzulegeno 

Zwecks Vorlage dieses Berichtes an den Ministerrat wird 

gebeten, hinsichtlich aller SuoventionsansätzG dos Jahres 1969 
dem ho 0 Büro der Soktion I bis spätestens I~ u Sento.T!l1?er 19..1.Q. di e 

erforderlichen DE.ten nach folgemde'JJ Schema in zHcifacher Aus-

fertigung bekanntzugebon: 
-~- -;- ---- -----------.-, -;-.-------... -;-----------r"---'------------- -r----·---- .. _----' ----: -----

I F' t 1 I Post ill1 t 'D f-' d' V d I , 'lnanzgese Z 0 u.!- _ .]' 1 _ _ .. I' Drap anger er! erwen ungs-
LfdtÄnsatz I nucrg __ 1cC1e .einzelnen Sub-! zHock der Sub·-i Betrag 
, Zl ~ '(K-o'Jnnz' l' ff-'r ' 1 ru(;~~_ l' f'~' . !ventioncn1 ) 'l:ventioncn I·, in S I v ~ -, L_ , ll.;nnz_ ler,. I 

'. 

I 
i 
i -1 UuBeZ81chnung) !U,bozClchnung) J" l 

--- -------------,- I' '---. ------.. , ;------- I ';-- ----'0. 

1 

I . I 
Bei_?J2.~_ 1 I ! 

1/12236 7661/901 !Verein A r Laufend.e Büro--l 

I 
I 
j' 

I 
I 
I 
I 

I 
I 

Jug.endförde·· Hieht ein.. I, I kosten -- I 
rung) zeIn voran .. · IVercln B I Jugend.trcffen 
Förderungs·- schlagte: I in X 
ausgaben j VOl:'haben 'Verein C Aktion Y 

I 1.. 
7661/90? ;Osterrei-·· Aktionen 

. Ö3terre1-- . jchischc I Abis C 

I ChiS~hC I· Dcjugend 
:oo~~J~gend I i 

80000 
70,,630 

1) i-lerdon Nährend dos Je.hres aus einer Post meherere Beträge an einen 
SubventionsempfänGer gezahlt i sind die Beträge zusammenzufassen" 

i 

! 
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